


von Prof. Dr. Peter Schiwy

S o oder doch ähnlich fällt die 
Bilanz nahezu aller professio-
neller Beobachter in Berlin aus. 

Mehr noch gilt das für Otto Normal-
verbraucher. Längst hat sich die öf-
fentliche Meinung gebildet: Gelb-
Schwarz hat in Berlin immer noch 
nicht Tritt gefasst.

Ist es politisches Unvermögen? 
Oder steckt dahinter mehr? Auf die 
Beantwortung dieser Frage dürften 
sich die Debatten der kommenden 
Wochen nach der nordrhein-westfäli-
schen Landtagswahl fokussieren. Was 

sind die Gründe für diesen schlech-
ten Start? Welche Strategien empfeh-
len sich an als Ausweg? Welche An-
sätze dazu sind erkennbar? Wie lange 
dauert es noch, bis der Regierungszug 
Fahrt aufnimmt?

Die Problemliste ist ohnehin lang. 
Ob Steuerstreit, ob Gesundheitsre-
form, Staatsverschuldung, die Folgen 
der Bankenkrise - ganze Bündel von 
Großproblemen liegen weitgehend 
ungelöst auf dem Regierungstisch.

Der Wähler protestiert auf sei-
ne Weise. Er entzieht seine Gunst. Die 
Wahlresultate, die Zahlen der Befra
gungen spiegeln es. Ein Ergebnis lie-
fert dabei ein verräterisches Indiz. Die 
einst große deutsche Volkspartei, die 
Sozialdemokraten, löst sich trotz der 
schwachen Regierungsperformance 
nur schwer aus dem Prozentghetto, 
das sie im vergangenen Jahr um die 
Regierungsteilhabe brachte. Der Un-
mut des verstimmten Wahlbürgers 
begünstigt - das zeigt sich mehr und 
mehr - eher die kleineren Parteien – 
vor allem die Grünen.

Die Entwicklung der Stimmungs-
lage entspricht im Übrigen vergleich-
baren Strömungen in anderen europä-
ischen Ländern. Möglicherweise zeigt 
sich darin eine gesellschaftliche Ver-
änderung, die nicht allein die Enttäu-
schung über den missglückten, so dif-
fusen, Ratlosigkeit auslösenden Start 

der neuen deutschen Regierung zum 
Grund hat.

Zwar gewann die Allianz Berlusco-
nis in Italien durchaus eindrucksvoll 
die Regionalwahlen. Es war aber nicht 
eigentlich Berlusconi, der die politi-
sche Ernte einfuhr. Nur sein eher sepa-
ratistischer Parteipartner von der regi-
onal ausgerichteten Lega Nord brachte 
den Sieg. Auch Sarkozys Niederlage bei 
den Regionalwahlen war von einem 
Wiedererstarken der radikalen Rech-
ten begleitet. Ähnliche Stimmungs
lagen sind beim Ausgang der ungari-
schen Wahlen, aber auch anderswo 
feststellbar. Die europäischen Stimm-

bürger revoltie-
ren. Sie entwinden 
sich den einst vor

herrschenden Neigungen, stets die je-
weils klassisch demokratische Alter
native - seien es nun die Rechten 
oder die Linken - zu küren und da
mit die jeweils Anderen abzustra-
fen. Der Missmut manifestiert sich zur 

Stimmverweigerung oder Zuwendung 
zu eher radikaleren Randgruppen, bei 
denen jeweils ein gewisser Protestcha
rakter zu erkennen ist. 

Welche Art von Unzufriedenheit 
verbirgt sich hinter dieser also kei-
neswegs auf Deutschland beschränk-
ten Entwicklung? Sicher sind die Ur-
sachen vielfältig, und dennoch scheint 
eine generelle Erkenntnis dahinter zu 
stecken. Es ist die Nachhaltigkeit, mit 
der die Erschütterungen der globalen 
Wirtschaftskrise seit Herbst 2008 den 
Bürgern in Europa bewusst geworden 
sind. Dieses negative Großereignis hat 

- fast ist man versucht zu sagen: end-
lich - die Erkenntnis gebracht, wie eng 
wir auf dieser Welt existentiell mitein
ander verflochten sind, wie sehr das, 
was wir alle ahnten, aber vielleicht 
nicht wahrhaben wollten, Wirklich-
keit ist. Die Interdependenz der Men-
schen dieser Erde wurde jedem Bür-
ger in unseren Ländern mit der Wucht 
immer bedrohlicherer Nachrichten 

Die europäischen Stimmbürger revoltieren.

Staatsverschuldung, Bankenkrise, Steuerstreit: Die Konsequenzen der weltweiten Krise machen den  
Koalitionären zu schaffen. | Foto: Cmfotowork/Dreamstime
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wachsender wirtschaftlicher Schwä-
chen bewusst. Die Gigantomie nega-
tiver Zahlen zeichnete den Ernst der 
Lage, die das Verständnis der Bürger 
überforderte. Auch wenn die anfangs 
eher hilflose, später durchaus populis-
tisch und aktivistisch reagierende Po-
litik neue Gewissheiten und damit Zu-
versicht zu verbreiten versuchte - die 
Verunsicherung blieb. Ja, sie wuchs 
mit jedem neuen Versuch, den Gege
benheiten der sich anfangs überstür-
zenden Ereignisse und Nachrichten zu 
entsprechen.

Schließlich gelang es den Regie-
rungsverantwortlichen mit ihrer be-
ständigen Redseligkeit, die ökonomi-
sche Globalkatastrophe eigener Deu-
tungshoheit zu unterwerfen. Des Teu-
fels war plötzlich die Marktwirtschaft, 
weil sie „so etwas“ zuließ. Wer ver-
schwendete da nicht einen Gedanken 
an die Überlegung, dass ja auch das 
Platzen einer „Blase“ riskanter Bank-
spekulationen eigentlich nichts an-
deres war als eine marktwirtschaft-
lich durchaus zutreffende Abstrafung 
fehlerhaften und falschen Verhaltens 
von Managern? Die Politik ging dar-
über mit der sicher gerechtfertigten 
Forderung hinweg, endlich Aufsicht 
und Kontrolle instrumental zu stärken. 
Auch beim bis dahin aufsichtsschwa-
chen Beamtenapparat der zuständigen 
Ministerien und den Behörden fand 
dieser avisierte Machtzugewinn eben-
so Applaus wie in der besorgten Öf-
fentlichkeit.

Darüber vergessen wir zu schnell, 
welchen Anteil etwa in Deutschland 
gerade die mit dem Staat verbandel-
ten Teile des Bankenwesens an dem 
Desaster hatten. Doch die Landesban-
ken existieren - bisweilen unter neu-
er öffentlich-rechtlicher Beteiligungs-

struktur - weiter, während der Front-
mann einer deutschen Großbank wohl 
dank seines ansehnlichen - allerdings 
von den Aktionären, nicht aus öffent-
lich Kassen bezahlten - Gehalts zum 
Buhmann der Krise avancierte, ohne 

dass sein Haus bis heute einen Cent aus 
dem Staatsapparat abforderte. Jeden-
falls bleiben die naheliegenden Fragen 
nach der Berechtigung der Fortexis-
tenz von öffentlich-rechtlichen Lan-
desbanken, Sparkassen, Lottogesell-
schaften und ähnlichen Einrichtungen 
zur Versorgung mancher Mandatsträ-
ger mit üppig dotierten Führungsäm-
tern unerörtert. Diese längst überfäl-
lige Reform der 
staatlichen Funk-
tionärsbanken 
blieb unerledigt.

Was also Frau Merkel und ihren Ko-
alitionären zunächst einmal zu schaf-
fen macht, sind – wenn auch jeweils 
unter eigenen und damit speziellen 
Vorzeichen - die Konsequenzen ei-
ner weltweiten Krise. Sie setzte die be-
lastenden Rahmenbedingungen, aber 
sie bot auch eine Chance, mit neuer 
Mannschaft Elan und Zuversicht unter 
Beweis zu stellen.

Umso erstaunlicher das Versagen 
der neuen Regierung nach Übernah-
me der Verantwortung. Das Hauen 
und Stechen offenbarte mehr Schwä-
chen als erwartet und lässt damit auch 
für die Zukunft manche Befürchtun-
gen aufkommen. Wie in einem Brenn
spiegel offenbarte sich das deutsche 
Dilemma institutionalisierter Politik. 
Nicht die Inhalte, sondern öffentlich
keitswirksamer Aktionismus gibt den 
Ton an.

Erkennbar wurde schnell, wie of-
fenbar unvorbereitet die FDP in die 
Koalitionsverhandlungen und an
schließend in die Regierung einzog. Es 
dauerte Wochen, bis die ohnehin strit-
tige Frage der Steuerpolitik mit lesens-
werten, vor allem aber auch dem Bür-
ger verständlichen Vorschlägen er-
läutert wurde. Wahrscheinlich hat der 

innerparteiliche 
Proporz, dem der 
FDP-Fachmann 

einer modernen Steuerpolitik, Her
mann Otto Solms, zum Opfer fiel und 
der ihn als Parlamentsvizepräsident 
auf das politische Abstellgleis beför
derte, für diese Schwächen die Ursa-
che geliefert.

Noch schlimmer geriet es in der Ge-
sundheitspolitik. Der Youngster, von 
dem es zunächst hieß, er sei eher in 
das Berliner Ministerium gezwungen 
worden, unternahm mit Rabattver
tragsvorschlägen, die man auch von 
seiner Vorgängerin hätte erwarten 
können, einen verzweifelten Versuch 
des Popularitätsgewinns, während die 
weiteren Aussichten der sorgenrei-

chen Zukunft des bürokratisierten und 
überregulierten Gesundheitswesens 
im diffusen Dunkel verharren.

Unterdessen verbreitet der Minister 
des Wirtschaftsressorts Fröhlichkeit, 
ohne dass dieses einst prestigeträchti-
ge Amt unter neuer Führung bisher an 
gestaltetem Profil erkennbar wäre.

Ganz schlimm traf es den Partei-
führer, der in neuer Würde den Stil ag-
gressiver Oppositionssprache selbst da 
beibehielt, wo es sich empfohlen hät-
te, mit diplomatischer Sanftheit in die 
großen Fußstapfen freidemokratischer 
Vorgänger zu schlüpfen. Darüber war 
sein geschickter Schachzug seiner ers-
ten Antrittsreise, diesmal zu den pol-
nischen Nachbarn, ebenso schnell ver-
gessen, wie die teilweise peinlichen 
Begründungen für die Auswahl der 
Teilnehmer seiner offiziell Auslands-
reisen in Erinnerung bleiben. Den bös-
willigen Kritikern fiel es leicht, das 
Motto auszugeben: Ist der Ruf erst ru-
iniert …

So gelang es der eigentlich verflos-
sener linksliberaler Gesinnungspolitik 
entstammenden Verwalterin des Jus
tizressorts, quasi zur Lichtgestalt der 
FDP-Regierungsvertreter zu avancie-
ren. Publizitätswirksam profilierte sie 
sich in einer Frontstellung gegen die 
vom Missbrauchsskandal gebeutelte 
katholische Kirche.

Den eher bescheidenen bisherigen 
Regierungsauftritt der Liberalen er-
gänzte der noch kleinere Koalitions
partner aus München durch gepfleg-
tes andauerndes Störfeuer gegen die 
Kanzlerin und ihre Mannschaft. Das 

Mehr denn je brauchen wir Europa.

Noch immer unerledigt: Die überfällige  
Reform der staatlichen Funktionärsbanken.
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soll wohl nur das Ziel haben, mit 
landsmannschaftlicher Attitüde Pro-
fil in der eigenen Heimat zu generieren. 
So wird der bayrische Wähler irgend
wann entscheiden, ob dieser Kurs ge
winnbringend ist oder zur Vollendung 
des seit Stoiber eingeleiteten Wegs 
sanfter Ruinierung der einst stolzen 
CSU führt.

Unberührt zeigt sich trotz dieser 
unzulänglichen Erscheinung der klei-
neren Koalitionspartner und einzelner 
ihrer ministeriellen Repräsentanten 
die Kanzlerin. Ihre eher moderierende, 
nicht temperamentlose, zwar sanft er-
scheinende, wenn auch unverkennbar 
entschlossene Handhabung ihrer Auf-
gabe hat die CDU bisher von nennens-
werter Sympathieeinbuße verschont, 

gleichwohl keineswegs mit kraftvol-
len Zugewinnen ausgestattet. Das mag 
wohl vor allem an der günstigen Per-
sonalauswahl der CDU-Regierungs-
mannschaft und den Fehlern der An-
deren liegen. Jedenfalls ist es dem In-
nenminister - etwa bei den Tarifver-
handlungen -, der neuen Arbeitsmi-
nisterin ebenso wie dem überraschend 
unkonventionellen Umweltminis-

ter gelungen, den Eindruck überleg-
ter Effizienz zu erwecken. Selbst dem 
Finanzminister, der als Deutschlands 
größter amtlicher 
Schuldenmacher 
in die Geschich-
te eingehen wird, 
gelang das seltene Kunststück, durch 
die Debatte über einen Akt quasi staat-
licher Hehlerei, nämlich der fürstli-
chen Entlohnung eines Diebes mit dem 
Geld der Steuerzahler beim Ankauf ei-
ner gestohlenen Steuerhinterzieher-
CD, die parlamentarische Präsenta-
tion seines angehäuften Milliarden
schuldenbergs publizitätsträchtig zu 
überdecken. Trotzdem erscheinen den 
Betrachtern die Ergebnisse bisheri-
gen Regierungshandelns mehr wie ein 

Scherbenhaufen als phantasievolle und 
zielgerichtete politische Vielfalt.

So harren die Fragen weiter ihrer 
Beantwortung. Die deut-
schen Politiker stehen da-
mit - wie im Übrigen auch 
viele ihrer europäischen 
Kollegen - vor der gewiss 
bitteren Erkenntnis, ih-
ren Wählern, ohne ihnen 

die Hoffnung zu nehmen, einmal mehr 
den Ernst der Lage erläutern zu müs-
sen. Und damit geraten wieder die glo-
balen Zusammenhänge in den Blick: 
Schnell kommt die Erkenntnis, wie 
wichtig die Stärkung europäischer In-
stitutionen und wie gefährlich das Be-
harren auf deutscher Eigenbrötelei er-
scheinen. Die tollkühne, aber eben 
auch schändliche Kritik des Karlsruher 
Verfassungsrichterspruchs gegen den 
Lissabon-Vertrag ist dafür ein trauri-
ges Beispiel. Dass sich bei den Verant-
wortlichen unterschiedlicher Couleur 
in der politischen Szene Berlins gegen 
dieses Urteil bei allem stilvollen Res-
pekt vor den Verfassungshütern wohl-
begründeter Widerstand regt, liefert 
ein ermutigendes Zeichen grundlegen-
der politischer Reflexion in einer doch 
lebendigen Demokratie.

Mehr denn je brauchen wir Euro-
pa. Die grummelnde Nervosität insbe-
sondere der Franzosen über zu hefti-

ges deutsches Flirten mit Moskau und 
die auf Berliner Druck zustande ge-
kommene Einbeziehung des Interna-
tionalen Währungsfonds (IWF) in das 
Lösungsmodell für die griechische Fi-
nanzkrise zeigen es. Die Globalisie-
rung und ihre Folgen halten die deut-
sche Politik im Griff. Darauf muss sie 
sich folglich konzentrieren. Die Kanz-
lerin, die im Ausland mit ihrer nahezu 
permanenten Präsenz ihre Bedeutung 
manifestiert, muss großen Teilen ih-
rer neuen Mannschaft dieses Bewusst-
sein vermitteln. Sie wird es schon des-
wegen tun, weil ihr gerade gefeiertes 
zehnjähriges Jubiläum als CDU-Bun-
desvorsitzende gezeigt hat: Die Frau 
hat ein untrüglich sicheres Gefühl für 
Macht. �w

Die Globalisierung und ihre Folgen halten  
die deutsche Politik im Griff.
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Die deutschen Politiker stehen vor der bitteren Erkenntnis, 
den Wählern den Ernst der Lage erläutern zu müssen.

Aus dem Takt: Die globale Wirtschaftskrise hat die Erkenntnis gebracht, wie eng wir auf dieser Welt exis-
tentiell miteinander verflochten sind. | Foto: johas/fotolia
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